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Kleine Anfrage Luzius Theiler (GPB-DA): Doppelrolle von Gemeinderat 
Nause als Lärmschützer und Lärmlobbyist 

 

 

Gemäss „Bund“ vom 25. September 2012 hat sich Gemeinderat Nause eingestandenermas-

sen für Ausnahmebewilligungen zum Nachtflugvebot „starkgemacht“, und so bewirkt, dass 

zwei Passagierjets mit den Fussball-Nationalmannschaften von Italien und England am 15. 

August 2012 um 1 Uhr nachts über die Stadt donnern konnten. Diese Ausnahme für ein sport-

lich völlig belangloses Freundschaftsspiel vom Vorabend widersprach allen Regeln des Bun-

desamtes für Zivilluftfahrt Bazl. Das Lobbyieren von Gemeinderat Nause für die Umgehung 

des Nachtflugverbotes kann nur im Zusammenhang mit seiner Mitgliedschaft im Alpar-Ver-

waltungsrat gesehen werden. Damit befindet er sich in einer kritischen Doppelrolle: 

 

- Als oberster Vorsteher des Amtes für Umweltschutz vollzieht Gemeinderat Nause die 

rechtlichen Vorschriften zur Reinhaltung der Luft und zur Lärmbekämpfung (Art. 23 bis 

Buchst. b der städtischen Organisationsverordnung) 

 

- Als Mitglied des Verwaltungsrates der Alpar AG muss der Vorsteher SUE den klima-

schädlichen und lärmbelastenden Flugverkehr fördern 

 

1. Ist Gemeinderat Nause im Auftrag des Gemeinderates oder in persönlichem Namen 

Mitglied des Alpar-Verwaltungsrates? 

 

2. Billigt der Gemeinderat Verletzungen des Nachtflugverbotes aus rein kommerziellen 

Interessen? 

 

3. Ist der Gemeinderat bereit, dem Vorsteher SUE in Anbetracht des sich ergebenden 

unvermeidlichen Interessenkonfliktes den Rücktritt aus dem Alpar-Verwaltungsrat na-

hezulegen? 

 

Bern, 18. Oktober 2012 

 

Kleine Anfrage Luzius Theiler (GPB-DA): Regula Fischer, Rolf Zbinden 

 

 

Antwort des Gemeinderats 

 

Zu Frage 1:  

Gemeinderat Reto Nause wurde per Gemeinderatsbeschluss vom 14. Dezember 2011 in den 

Verwaltungsrat der Alpar AG entsendet. Die Generalversammlung der Alpar AG wählte ihn am 

19. Juni 2012 als Nachfolger des Stadtpräsidenten. 

 

Zu Frage 2:  

Nein. Im vorliegenden Fall ging es keineswegs um kommerzielle Interessen, sondern um die 

Stadt Bern als Austragungsort eines Länderspiels. 
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Zu Frage 3:  

Nein. 

 

 

Bern, 14. November 2012 

 

 

Der Gemeinderat 


